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Dr. Cornelia Dümcke (Kulturökonomin, 

CULTURE CONCEPTS) vertritt seit 

2016 das Internationale Theaterinstitut 

(ITI) weltweit im Zusammenhang mit 

der Umsetzung der UNESCO-Konven-

tion zur kulturellen Vielfalt von 2005

Erneut wurden der Schutz und die 
Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen entsprechend 

der ›Magna Charta‹ der internationalen 
Kulturpolitik1 weltweit auf den Prüf-
stand gestellt. Kernfragen für deren 
Umsetzung sind, wie der Anspruch der 
Vertragsstaaten auf eine eigenständige 
nationale und lokale Kulturpolitik garan-
tiert und auf dieser Basis auch die inter-
nationale Kulturpolitik und die globale 
kulturelle Kooperation vorangetrieben 
werden können. Antworten darauf gibt 
der Zweite Weltbericht 2018 »KULTUR-
POLITIK NEU I GESTALTEN – Kreativität 
fördern, Entwicklung voranbringen«, 
der im Dezember 2017 in Paris vorge-
stellt wurde.

Eine Dekade nach Inkrafttreten der Kon-
vention hat der Erste Weltbericht ihren 
Umsetzungsstand 2015 bereits ver-
messen. Trotz zahlreicher Fortschritte 
wurden erhebliche Defizite festgestellt, 
insbesondere bei der Sicherung von 
Künstlermobilität, von künstlerischer 
Freiheit und Geschlechtergerechtigkeit 
oder dem Zugang zu Handelsmärkten 
vor allem von den Ländern des Südens 
(s. dazu Beitrag der Autorin in KuMi 157, 
II/2017, S. 22-23).

1  2005 hat die UNESCO-Generalkonferenz die 
»Konvention über den Schutz und die Förderung der 
Vielfalt kultureller Ausdrucksformen« verabschiedet. 
145 Länder und die Europäische Union haben sie 
seither ratifiziert; Deutschland 2007.

Die Befunde des Weltberichts 2018
Zunächst verdeutlicht der Bericht die 
wirtschaftliche Bedeutung der Kultur- 
und Kreativwirtschaft. Diesem können 
aktuell Umsätze von 2,25 Mrd. US-Dollar 
jährlich zugeschrieben werden sowie 
Beschäftigungsimpulse für fast 30 Mil-
lionen Menschen weltweit. Prognosen 
zufolge wird die Kultur- und Kreativwirt-
schaft in den nächsten Jahren für 10 
Prozent der weltweiten Wirtschaftsleis-
tung aufkommen. Dennoch ist das zent-
rale und bislang nicht gelöste Problem, 
dass der Kern der Kultur- und Kreativ-
wirtschaft – die Künstler und Autoren 
– noch nie so geringe Vergütungen 
erhalten hat. Deren gegenwärtige Lage 
hat nicht nur eine finanzielle, sondern 
zugleich eine politische und moralische 
Dimension.

Der Weltbericht verweist auf zahlreiche 
Fortschritte in der Kulturpolitik und bei 
der Vielfalt der Produktion kultureller 
Inhalte weltweit. Zugleich enthält er ei-
nige Eckdaten, die die Notwendigkeit ei-
ner stärkeren staatlichen Unterstützung 
der Kultur, insbesondere in Entwick-
lungsländern, unterstreicht.

Bemerkenswert ist beispielsweise, dass 
zwischen 2005 und 2014 die weltwei-
ten Gesamtausfuhren von Kulturgütern 
aus Entwicklungsländern (außer China 
und Indien) von 15 Prozent auf 26 Pro-
zent gestiegen sind. Dennoch hat sich 

der Anteil der Entwicklungsländer am 
globalen Kulturhandel nicht verbessert: 
2005 und 2014 betrug er unverändert 
nur 0,5 Prozent der weltweiten Gesamt-
ausfuhren von Kulturgütern. Besonders 
kritisch ist der Befund, dass die öffentli-
che Entwicklungshilfe für Kultur inner-
halb eines Jahrzehnts um 45 Prozent 
von 465,9 Mio. US-Dollar im Jahr 2005 
auf 257 Mio. US-Dollar im Jahr 2015 
gesunken ist. Vor dem Hintergrund des 
immensen Entwicklungs- und Inves-
titionsbedarfs für die Branche ist dies 
keine gute Botschaft.

Ein Novum bei der Vorstellung des Welt-
berichts 2018 Ende 2017 in Paris war, 
dass parallel Berichte über die Aktivi-
täten und Forderungen von zivilgesell-
schaftlichen Organisationen, sogenann-
te »CSO Activity Reports«, vorgestellt 
wurden. Damit wurde Artikel 11 der Kon-
vention entsprochen, der die Bedeutung 
der Zivilgesellschaft bei der Umsetzung 
hervorhebt und deren Einbeziehung 
fordert. Die CSO-Berichte verdeutlichen, 
dass aktuell die Rahmenbedingungen 
für die Umsetzung der Konvention in 
den Weltregionen erneut diskutiert wer-
den und ein Bedarf zur Neubewertung 
der Vielfaltskonzeption existiert (s. dazu 
Beitrag von Kai Brennert und Friederike 
Kamm in diesem Heft).

Sowohl der Weltbericht 2018 als auch 
die CSO-Berichte nutzen einen gemein-

Kulturpolitik neu I gestalten
Zum Zweiten UNESCO-Weltbericht 2018



I/2018 29Kulturpolitische MitteilungenNr. 160 Kulturpolitik Aktuell

Das Kulturprogramm der UNESCO ist 

so vielfältig wie anspruchsvoll. Im 

Zentrum steht der Austausch zwi-

schen den Kulturen und Vertragsstaaten, 

betrachtet aus einer kulturpolitischen Per-

spektive. So geht es u. a. um den Schutz 

und die Förderung der kulturellen Vielfalt 

auf der Basis der Konvention von 2005, 

die Erhaltung des materiellen und imma-

teriellen Kulturerbes, des Dokumenten-

erbes (»Memory of the World«) oder den 

Schutz des Kulturerbes unter Wasser. Die 

UNESCO setzt internationale Standards 

für die Kulturarbeit und stärkt die Kultur- 

und Kreativwirtschaften, etwa durch das 

internationale Netzwerk der »Creative 

Cities«. Post-Konfliktländer und -regionen 

erhalten durch besondere Maßnahmen 

und Projekte zum Aufbau ihrer kulturellen 

Infrastruktur Unterstützung. Instrumente 

der Umsetzung sind Arbeitsprogramme, 

Erklärungen, Empfehlungen und völker-

rechtliche Abkommen.

Für acht Jahre wird jeweils eine Mittel-

fristige Strategie festgelegt (derzeit bis 

2021); das oberste Ziel lautet gegenwärtig: 

»Durch Kulturerbe und Kreativität Frieden 

und nachhaltige Entwicklung schaffen.«

Die Deutsche UNESCO-Kommission (DUK) 

lässt sich bei der Umsetzung ihrer Aufgaben 

durch Fachausschüsse beraten, so auch im 

Kulturbereich, um ihrerseits Politikberatung 

und Zusammenarbeit mit allen maßgebli-

chen Stellen informiert und vernetzt wahr-

nehmen zu können. Der Fachausschuss Kul-

tur tagt mindestens einmal jährlich, derzeit 

in der Regel zweimal, und positioniert sich 

zu allen laufenden Projekten oder Berichten. 

Den Vorsitz hat der Kulturwissenschaftler 

Prof. Dr. Wolfgang Kaschuba übernommen, 

der auch Vorstandsmitglied der DUK ist. Im 

Ausschuss wirken neben Vertreter/innen des 

Auswärtigen Amtes und der Behörde der 

Beauftragten für Kultur und Medien im Bun-

deskanzleramt Akteure aus Wissenschaft, 

Verwaltungen und der Zivilgesellschaft 

mit. Die Kulturpolitische Gesellschaft ist mit 

ihrem Vizepräsidenten Dr. Tobias J. Knoblich 

vertreten, der wie die anderen Mitglieder 

auch persönlich vom Vorstand der Kommis-

sion berufen worden und zudem einer von 

zwei kommunalen Vertretern ist.

Die DUK arbeitet nicht zuletzt als natio-

nale Kontaktstelle für die Umsetzung der 

Konvention zum Schutz kultureller Vielfalt 

in der Welt. Hierzu berät sie neben dem 

Fachausschuss Kultur ein Beirat »Viel-

falt kultureller Ausdrucksformen«, dem 

ebenfalls Wolfgang Kaschuba vorsitzt. 

Begleitet wurde die Konvention bereits im 

Vorfeld – und sie wird es in der Umsetzung 

zur Schaffung öffentlicher Resonanz noch 

immer – von einer »bundesweiten Koaliti-

on«, die jährlich seit 2004 tagt.

Weitere Informationen: 

www.unesco.de/kultur 

Kulturpolitik in der Deutschen UNESCO-Kommission e.V.

samen methodischen Rahmen zum Mo-
nitoring der Umsetzung der Konvention. 
Dieser verfolgt vier Ziele:

• Ziel 1: Nachhaltige Systeme der 
Governance im Kulturbereich unterstüt-
zen;

• Ziel 2: Einen ausgewogenen Aus-
tausch an kulturellen Gütern und Dienst-
leistungen erreichen und die Mobilität 
von Kunst- und Kulturschaffenden 
steigern;

• Ziel 3: Kultur in Rahmenpläne für 
nachhaltige Entwicklung integrieren;

• Ziel 4: Menschenrechte und Grund-
freiheiten fördern.  

Relevanz des Weltberichts 2018 für 
Deutschland
Obwohl in Charakter und Ausrichtung 
ein Weltbericht, lassen sich diese Ziele 
durchaus auf die nationale und lokale 
Kultur- und Medienpolitik in Deutsch-
land herunterbrechen und hinterfragen. 
Das wurde am 9. Februar 2018 bei 
einer gemeinsamen Veranstaltung der 
Deutschen UNESCO-Kommission, des 
Deutschen Kulturrats und der Kulturpo-
litischen Gesellschaft in der Barenboim 
Said Akademie in Berlin deutlich. Die 
Podiumsdiskussion unter dem Titel 
»Forderungen für die Kulturpolitik 
Deutschlands« bot reichlich Anlass für 

Kommentare und Vorschläge für die 
Kultur- und Medienpolitik hierzulande. 
Ein Ausschnitt:

Prof. Dr. Wolfang Kaschuba, Vorstands-
mitglied der Deutschen UNESCO-Kom-
mission, forderte einen stärkeren Einsatz 
für die Freiheit der Künste. Er stellte dies 
zudem in den Kontext der Verantwor-
tung von Deutschland als Zufluchtsland 
und forderte von der neuen Regierung 
Förderprogramme für verfolgte Künstle-
rInnen.

Dr. Tobias Knoblich, Vizepräsident der 
Kulturpolitischen Gesellschaft und 
Kulturdirektor von Erfurt, regte regel-
mäßige Berichte zur Lage der Kultur in 
Deutschland an, basierend auf einem 
Ausbau der Kulturpolitikforschung und 
der Entwicklung von Methoden im zeit-
nahen Monitoring kultureller Entwick-
lungsprozesse.

Prof. Christian Höppner, Präsident des 
Deutschen Kulturrates, plädierte dafür, 
dass die UNESCO-Konvention zur 
kulturellen Vielfalt in noch stärkerem 
Maße als ein Handlungsinstrument 
für Nachhaltigkeit und gerechten 
Welthandel gesehen wird. Er betonte 
nachdrücklich: Kulturpolitik ist Gesell-
schaftspolitik.

Christine M. Merkel, Mitautorin des 
UNESCO-Weltberichts und Leiterin 
des Fachbereichs Kultur der Deut-
schen UNESCO-Kommission, verwies 
auf die Bedeutung der öffentlich-
rechtlichen Medien für den Zugang 
zur Vielfalt kultureller Inhalte. Da die 
Digitalisierung laufend die Rahmen-
bedingungen und Spielregeln verän-
dert, forderte sie eine Medienpolitik 
gemeinsam mit europäischen Partnern 
zu entwickeln, welche die Veränderun-
gen zukunftsfest und innovativ auf-
greift. Sie rief Länder und Bund dazu 
auf, dieses Thema in den drei Jahren 
bis zur deutschen EU-Ratspräsident-
schaft 2020 aufzugreifen. 
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